
1. Die Ü berschrift erhält folgende Fassung:

„P rüfungsordnung für D iplom -Volkswirte und Diplom- 
K aufleute des Fachbereichs W irtschaftsw issenschaften 
der Philipps-U niversität M arburg“ .

2. Im § 1 Abs. 1 wird das Wort „V olksw irtschaft“ durch das 
Wort „W irtschaftsw issenschaften“ ersetzt.

3. § 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„D urch die D iplom prüfung wird der akadem ische Grac 
„D iplom -Volkswirt“ oder „D iplom -K aufm ann“ erw or­
ben.“

4. Im § 2 Abs. 1 w erden die Worte „V olksw irtschaftliche 
P rüfungsam t“ durch die Worte „W irtschaftsw issenschaft­
liche P rü fungsam t“ ersetzt.

5. Im § 12 Abs. 1 Buchst, c) w erden nach dem / Wort 
„V olksw irtschaftslehre“ die Worte bzw. B etriebsw irt­
schaftslehre“ eingefügt.

6. Im § 12 Abs. 1 Buchst, d) w erden die Worte ,,§,17 Ziff. 1 
bis 4“ ersetzt durch die Worte ,,§ 17 Abs. 1 Zi/f. 1 bis 4 
bzw. Abs. 2 Ziff. 1 bis 4“ .

7. In den § 12 wird als neuer Absatz 2 eingefügt:

„Für K andidaten  im S tudiengang D iplom -K aufm ann ist 
neben den in Abs. 1 genannten  V oraussetzungen der 
Nachweis (Schein) über die erfolgreiche /Teilnahm e an 
einer Ü bung „E inführung in die Program m ierung des 
EDV“ erforderlich. Außerdem  wird ein/ P rak tikum  vor 
Beginn des S tudium s oder w ährend def Sem esterferien 
zwischen den ersten  Sem estern  dringen^ em pfohlen.

8. Der bisherige § 12 Abs. 2 wird Abs. 3.

9. Im § 13 Abs. 3 w erden die Worte „§ 17/ziff. 1 bis 4“ ersetzt 
durch die Worte „§ 17 Abs. 1 Ziff./l bis 4 bzw. Abs. 2 
Ziff. 1 bis 4“.

10. Im § 15 Abs. 2 Buchst, b) w erden nach dem  Wort 
„V olksw irtschaftslehre“ die Worte „bzw. der B etriebs­
w irtschaftslehre“ eingefügt. D ie/W orte „zwei O rdinarien 
volksw irtschaftlicher P flich tfächer“ w erden durch die 
Worte „zwei P rü fer von P flich tfächern“ ersetzt.

11. An den § 15 Abs. 2 B uchst./c) w ird folgender Halbsatz 
angefügt:

„Sem inar- und Ü bungsscneine anderer U niversitäten 
w erden anerkann t, w enn/sie  den A nforderungen dieser 
P rüfungsordnung en tsp rechen .“

•  Im § 15 Abs. 2 B uchst. £) w erden die W orte „gemäß § 17 
Ziff. 5“ gestrichen. /

13. § 17 erhält folgende Fassung:

“ § 17

Prüfungsfächer

Der zweite Teil der D iplom prüfung erstreck t sich au f folgende 
Fächer:

A. für D iplom -Volkswirte:

1. V olksw irtschaftslehre,
2. V olksw irtschaftspolitik,
3. F inanzw i/tschaft,
4. B etriebsw irtschaftslehre,
5. P flich t\/ah lfach : R echtsw issenschaft 

S tatistik ,
W irtschaftsgeschichte,
Soziologie,
G enossenschaftsw esen, 
W issenschaftslehre und D ogm en­
geschichte.,
W irtschaftsproblem e der E ntw ick­
lungsländer;

(einschließlich licher Steuer-

B. für D iplom -Kaufleute:

A llgem eine Betriebsw irtschaftslehre,
V olksw irtschaftslehre, 
erste spezielle Betriebswirtschaftslehre, 
zweite spezielle Betriebsw irtschaftslehre, 
Pflichw ahlfach.

Spezielle B etriebsw irtschaftslehren sind: 
Industriebetriebslehre,
B etriebsw irtschaftslehre der Banken,
B etriebsw irtschaftslehre des Handels, 
U nternehm ensforschung.

Pflichtw ahlfächer sind 
F inanzw issenschaften 
lehre),
Rechtsw issenschaft,
S tatistik,
W irtschaftsgeschichte,
W issenschaftslehre und D ogm enge^hich te, 
W irtschaftsproblem e der Entw icklungsländer.

14. Im § 21 Abs. 1 Buchst. d)/w erden die Worte ,,§ 17 Ziff. l 
bis 4“ durch  die Worte 17 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 bzw. Abs. 2 
Ziff. 1 bis 4“ ersetzt.

15. Im § 25 Abs. 1 w erden die Worte ,, des akademischen 
D iplom grades“ durch die Worte „des jeweiligen akadem i­
schen D iplom graaes“ ersetzt.

Die vorstehenden /A nderungen  treten  am 1. April 1980 in 
Kraft. D ieser Erl^ß wird auch im S taatsanzeiger für das Land 
Hessen veröffentlicht.

ZA,  3 . to
53 Wahlordnung für die Wahlen

zum Konvent, zu den Fachbereichsräten, 
sowie zu anderen Gremien 

der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
in Frankfurt am Main 
vom 24. Januar 1979, 

geändert am 23. Januar 1980

Erlaß vom 20. 2. 1980 -  VA 3 -  410/03 (2) -  213 -

Gemäß §21 Abs. 1 Nr. 1 des Hochschulgesetzes (HHG) vom
6. Jun i 1978 (GVB1. I S. 319), geändert durch Gesetz vom 
11. Juli 1978 (GVB1. I S. 470), habe ich die am 23. Januar 1980 
vom K onvent der Johann  Wolfgang G oethe-U niversität in 
F rankfurt am M ain beschlossenen Ä nderungen der Wahlord­
nung für die W ahlen zum K onvent, zu den Fachbereichsräten, 
sowie zu anderen  G rem ien der Johann Wolfgang Goehte- 
U niversität in F rank fu rt am Main vom 24. Januar 1979 (ABI. 
S. 142) m it Erlaß vom 20. Februar 1980 -  V A 3 -  410/03 (2) -  
213 -  genehm igt.

Ich veröffentliche h ierm it die Ä nderungen sowie den gesam­
ten W ortlaut der aufgrund der Ä nderungen neugefaßten 
W ahlordnung.
Ä nderungen der W ahlordnung für die Wahlen zum Konvent, 
zu den Fachbereichsräten  sowie zu anderen Gremien der 
Johann  Wolfgang G oethe-U niversität in F rankfurt am Main 
vom 23. Jan u ar 1980

Artikel I

Die W ahlordnung für die Wahlen zum K onvent, zu den 
Fachbereichsräten  sowie zu anderen G rem ien der Johann 
Wolfgang G oethe-U niversität in F rankfurt am Main vom 
24. Januar 1979 (A m tsblatt des Hessischen Kultusm inisters 
S. 142) wird wie folgt geändert:
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§ 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
(1) Die V ertreter der M itgliedergruppen in den 

zentralen Kollegialorgangen werden in freier, gleicher 
und geheim er Wahl von der jeweiligen M itglieder­
gruppe und, soweit in dieser W ahlordnung nichts 
anderes bestim m t ist, nach den G rundsätzen der V er­
hältnisw ahl, die V ertreter der M itgliedergruppen in 
den Fachbereichsräten sowie im Senat nach den 
G rundsätzen der personalisierten V erhältnisw ahl 
gewählt.“

(2) Liegt für eine Wahl nur ein zugelassener W ahl­
vorschlag vor, so wird diese Wahl nach den G rund­
sätzen der Persönlichkeitsw ahl durchgeführt.“

b) Abs. 3 wird gestrichen.
In § 7 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 wird das K lam m erzitat 
„(§ 25 Abs. 6)“ durch „(§ 25 Abs. 7)“ ersetzt. ^

§ 13 Abs. 9 und 10 wird gestrichen.

§ 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Ü berschrift erhält folgende Fassung:

„Allgem eine Bestim m ungen für die D urchführung der 
W ahlen“

b) Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Die Wahlen zum K onvent und zu den Fachbe­
reichsräten  werden als Brief- und U rnenw ahl durch­
geführt.
Allen W ahlberechtigten sind die B riefw ahlunterlagen 
(W ahlschein, Stimmzettel, W ahlumschlag, W ahlbrief­
um schlag und das M erkblatt „A nleitung zur Brief­
wahl“) zuzusenden. Zwischen der V ersendung der 
W ahlunterlagen und dem letzten Term in für den E in­
gang der W ahlbriefe muß eine F rist von m indestens 
vierzehn Tagen liegen.

(2) Für sonstige Wahlen erteilt der W ahlvorstand auf 
A ntrag W ahlscheine an diejenigen W ahlberechtigten, 
die von der Briefwahl G ebrauch m achen wollen. Die 
Briefw ahlunterlagen werden dem  W ahlberechtigten 
ausgehändigt bzw. rechtzeitig zugesandt. Der Antrag 
aus A ushändigung der B riefw ahlunterlagen muß 
spätestens vor Beginn der U rnenw ahl, der A ntrag auf 
Zusendung muß spätestens sieben A rbeitstage vor 
Ende der Wahl beim W ahlvorstand gestellt werden. 
P ie  Ausgabe von W ahlscheinen ist im W ählerver­
zeichnis zu verm erken.“

§17 erhält folgende Fassung:
„.•m m zettel für die einzelnen W ahlen unterscheiden 

>>D‘e . ■ js farblich voneinander. Bei der V erhältnisw ahl
sich J? f dem  Stim m zettel die V orschlagslisten jew eils in 
S[UdA r r h  Los bestim m ten Reihenfolge (§ 14 Abs. 7) unter 
^ er h von Nam en, Vornam en, gegebenenfalls Dienst- 
A n^a p Fachbereich oder E inrichtung der ersten  sechs 
Stellung, fzuführen Bei der Persönlichkeitsw ahl und 
ßeW eHer personalisierten V erhältnisw ahl sind alle 
bei hpr m it den genannten Angaben auf dem  Stim m zet- 
BeWef rm erken; ferner ist anzugeben, wie viele S tim m en 
161 Zu T h le r hat Bei Listen, die m it einem  K ennw ort ver­
sehen sind, ist auch das K ennw ort anzugeben.
F o r i  und B edeutung der personalisierten V erhältnisw ahl 

sind zu erläutern .
!ält folgende Fassung:
)ie S tim m abgabe geschieht bei der V erhältnisw ahl 
A nkreuzen eines W ahlvorschlages (Lrste) m  dem 
vorgesehenen Kreis.
• Her Persönlichkeitsw ahl und bei der personali- 

?V erhältn isw ahl hat jeder W ähler so viele S tim m en

wie Sitze zu besetzen sind. Diese Zahl ist auf dem  S tim m ­
zettel anzugeben.
(3) Bei der Persönlichkeitsw ahl kann jeder Wähler so 
viele Bewerber ankreuzen, wie er Stim m en hat.

Bei der personalisierten Verhältniswahl hat jeder Wähler 
zwei M öglichkeiten der Stimmabgabe:

a) er kreuzt nur die L iste an und wählt dam it die Vor­
schlagsliste in der vorgegebenen Reihenfolge;

b) er kreuzt nur einzelne Berwerber auf der Vorschlags­
liste an und gibt 'dam it nur diesen jeweils eine 
Stimme.

Bei gleichzeitiger S tim m abgabe nach a) und b) gilt die 
Stim m abgabe im Sinne von b). Wird die auf dem Stim m ­
zettel angegebene Stim m enhöchstzahl überschritten, so 
gilt die Stim m abgabe im S inne von a).
E s ’ können nur Bew erber aus einer Liste angekreuzt 
werden. Stim m enhäufung ist unzulässig.“

7. § 20 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung:
„(2) Bei Briefwahl gilt die Stim m abgabe als rechtzeitig 
erfolgt, wenn der W ahlbrief der vom W ahlvorstand 
bezeichneten Stelle bis zum Ablauf der vom W ahlvorstand 
festgesetzen Zeit zugegangen ist.
(3) Bei Wahlen gemäß § 16 Abs. 1 muß der W ahlvorstand 
bzw. müssen die W ahlhelfer die Öffnung der W ahlbrief­
umschläge und die V erm erke des Eingangs im W ählerver­
zeichnis vor dem Z eitpunkt des Beginns, der Urnenwahl 
abgeschlossen haben. In diesem  Falle sind die Wahlum 
Schläge ungeöffnet zusam m en mit den dazugehörigen 
Wahlscheinen zu verw ahren. Wird die Öffnung durch 
Wahlhelfer vorgenom m en, muß dabei ein Mitglied des 
W ahlvorstandes anw esend sein.“

8. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Folgende neue Abs. 7 und 11 w erden eingefügt:

„(7) Bei W ahlen gemäß § 16 Abs. 1 muß zwischen 
dem Briefwahlschluß und dem  Beginn der Urnenwahl 
m indestens ein A rbeitstag liegen.
(11) Wird die D urchführung der Wahl verhindert oder 
derart gestört, daß Zweifel an dem  ordnungsgem äßen 
Zustandekom m en der Ergebnisse berechtigt sind, 
entscheidet der W ahlvorstand, wann die Wahl w ieder­
holt wird.“

b) Die bisherigen Abs. 7 bis 9 werden Abs. 8 bis 10.

9. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Bei der V erhältnisw ahl sind die auf jede 
Vorschlagsliste entfallenen gültigen Stim m en zu e r­
mitteln. Bei der Persönlichkeitsw ahl sind die auf 
jeden Bew erber entfallenen gültigen Stim m en festzu­
stellen. Bei der personalisierten V erhältnisw ahl sind -  
jeweils getrennt -  sowohl die auf die Vorschlagslisten 
entfallenen gültigen Stim m en als auch die auf die 
einzelnen Bew erber in den Vorschlagslisten entfalle­
nen gültigen S tim m en zusam m enzuzählen. Hierbei 
sind die für einzelne Bew erber einer Liste abgegebe­
nen Stim m en gleichzeitig als eine Stim m e für diese 
Liste zu zählen.“

b) In Abs. 3 wird folgende neue Nr. 5 angefügt:

„5. bei denen Bew erber aus verschiedenen Listen 
angekreuzt sind.“

10. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Bei der V erhältnisw ahl und der personalisierten 
Verhältniswahl w erden die auf die einzelnen Wahlvor-
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schlage der Gruppen entfallenden Sitze nach dem 
H öchstzahlverfahren (d’ Hondt) zugeteilt.

L iegen für die Zuteilung eines Sitzes in einer Gruppe 
die gleichen Höchstzahlen (einschließlich aller 
Dezimalen) vor, so erfolgt die Zuteilung in der durch 
das vom Vorsitzenden des W ahlvorstandes zu 
ziehende Los bestim m ten Reihenfolge. Ergeben sich 
im Falle des § 24 Abs. 2 Satz 1 HUG bei der B erech­
nung der Zahl der Sitze Bruchzahlen, so ist § 24 Abs. 2 
Satz 2 HUG anzuwenden. Im Falle des §24 Abs. 2 
HUG bestim m t sich die Zahl der zu w ählenden K andi­
daten  nach der Anzhal der zum Zeitpunkt der 
Schließung des W ählerverzeichnisses besetzten 
Professorenstellen. Ü bersteigt die Zahl der auf eine 
Vorschlagsliste entfallenden Sitze die Zahl der Bewer­
ber, so bleiben die Sitze unbesetzt.“ 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Bei der Verhältniswahl w erden die Sitze inner­
halb der Liste nach Maßgabe der festgesetzten 
Reihenfolge zugeteilt. Bei der Persönlichkeitsw ahl 
sowie bei der personalisierten Verhältniswahl ge­
schieht dies nach der Reihenfolge der auf der einzelen 
B ew erber entfallenden Stim m en. Erhalten m ehrere 
B ew erber die gleiche Stim m enzahl, so entscheidet das 
vom V orsitzenden des W ahlvorstandes zu ziehende 
Los. Wird bei der personalisierten Verhältniswahl nur 
die L iste (nicht aber einzelne Bewerber) angekreuzt, 
so erhalten  so viele Bew erber -  beginnend mit Platz 
eins der Vorschlagsliste je  eine Stim m e, wie der 
W ähler Stim m en hat.“

c) Folgender neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Soweit bei Fachbereichsw ahlen eine Gruppe 
weniger als sieben M itglieder hat, gilt folgende Rege­
lung: Ü bersteigt die Zahl der zu besetzenden Sitze die 
Zahl der vorhanden w ählbaren Personen oder ist sie 
dieser gleich, so sind diese ohne Wahl M itglieder des 
Fachbereichsrates. Sind w eniger P lätze zu besetzen, 
als w ählbare Personen vorhanden sind, entscheidet 
das vom Fachbereichsw ahlvorstand in öffentlicher 
Sitzung für jeden  Sitz zu ziehende Los.“

d) Die bisherige Abs. 3 bis 6 w erden Abs. 4 bis 7.

§ 27 wird wie folgt geändert:
\ To Abs 1 Satz 2 wird das K lam m erzitat „(§ 25 Abs. 6)“ 

durch  ,/§  25 Abs. 7," ersetzt.
| )  Folgender neuer Abs. 4 wird eingefügt:

F ür die W iederholungswahl gelten -  sofern sie' im 
” 1 ' hen  Sem ester stattfindet -  die W ählerverzeichnisse 
^nd  Vorschlagslisten der zu w iederholenden Wahl.“

C) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

28 wird wie folgt geändert:
, d ie Ü berschrift erhält folgende Fassung:

N achrücken von W ahlbewerbern, S tellvertretung 
und N euw ahlen“

) Abs. 3 erhält folgende Fassung:
H) Soweit das M andat wegen einer längerfristigen 

B eurlaubung (z. B. § 44 Satz 2 HUG), A bordnung oder 
K rankheit ruht, rückt der S tellvertreter, wenn dieser 
fehlt der L istennachfolger oder -  bei Persönhchkeits- 
w ahl’ und personalisierter V erhältnisw ahl -  der 
B ew erber m it der nächsthöchsten  Stim m enzahl für 
d e D auer der Beurlaubung usw. nach. Sein M andat 

1 det sobald die B eurlaubung usw. endet. Das Ruhen 
de«; M andats sowie der Beginn und das Ende des 
N achrückens w erden durch den W ahlleiter (Wahlamt) 
schriftlich  festgestellt. Ein N achrücken findet nicht

statt bei kurzfristiger V erhinderung (Dienstreisen, 
kürzere K rankheiten, Erholungsurlaub usw.). Ist ein 
S tellvertreter gewählt, so ist dieser vom Mandats­
träger m ündlich oder schriftlich -  ohne Einschaltung 
des W ahlleiters (Wahlamt) zu beauftragen, vorüber­
gehend das M andat wahrzunehmen.

Bei einer den Zeitraum des dem Mandatsträger 
zustehenden Jahresurlaubs überschreitenden Krank­
heit kann der W ahlleiter -  auf Antrag -  das vorüber­
gehende Ruhen des M andats mit der Folge des 
Nachrückens nach Satz 1 anordnen.“

13. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Für jedes Mitglied kann ein S tellvertreter gewählt 
w erden.“
b) Dem Abs. 5 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Im Fachbereich Humanm edizin ist nur wählbar, wer dem 
Fachbereich im Zeitpunkt der Wahl ununterbrochen 6 
Monate angehört.

c) In Abs. 8 Satz 3 wird die Verweisung ,,§13 Abs. 10“ 
durch die Verweisung ,,§ 25 Abs. 3"uersetzt.

d) Abs. 13 wird gestrichen.

14. In § 32 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen.

Artikel II

Diese Ä nderungen treten  m it der Veröffentlichung im
A m tsblatt des Hessischen K ultusm inisters in Kraft.

Wahlordnung
für die Wahlen zum Konvent, 

zu den Fachbereichsräten, sowie zu 
anderen Gremien

der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
in Frankfurt am Main 
vom 24. Januar 1979, 

geändert am 23. Januar 1980.

I. Teil

Allgem eines 

§ 1

Geltungsbereich

Diese W ahlordnung gilt für d irekte und indirekte Wahlen von 
U niversitätsgrem ien im Bereich der Johann Wolfgang Goethe- 
U niversität F rankfurt am Main:

1. d irekt gewählt werden die V ertreter der Gruppen im/in 

* a) K onvent (§ 14 HUG)

b) Fachbereichsräten (§ 24 HUG)

c) D irektionen von w issenschaftlichen Zentren und 
Betriebseinheiten gern. § 27 HUG und Direktorien der 
M edizinischen Zentren und Betriebseinheiten gemäß 
§ 35 HUG (nur W ählergruppen II und IV gemäß § 8).*)

*) Verweisungen ohne Zusatz beziehen sich auf die Wahlordnung



2. indirekt werden insbesondere gewählt die V ertreter der
Gruppen im/in

a) Senat (§ 17 HUG)

b) Ständigen Ausschüssen (§ 19 HUG)

c) Fachbereichsausschüssen (§ 25 HUG)

d) gem einsamen Kommissionen der Fachbereiche 
(§ 25a HUG)

e) Direktorien von wissenschaftlichen Zentren und 
B etriebseinheiten gemäß § 27 HUG und Direktorien 
der M edizinischen Zentren und Betriebseinheiten 
gemäß § 35 HUG (nur W ählergruppe III gern. § 8).

(4) Die M itglieder der W ahlvorstände sowie die Wahlhelfer 
üben ihre Tätigkeit ehrenam tlich aus. Sie sind zur u n ­
parteiischen und gewissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben 
verpflichtet.
(5) W ahlbewerber und V ertrauensleute für W ahlvorschläge 
dürfen weder dem  W ahlvorstand für die jeweilige Wahl 
angehören noch Wahlhelfer dafür sein.

(6) Zur M itarbeit in den W ahlvorständen, als Wahlhelfer und 
zur Teilnahm e an der W ahlhandlung ist in angem essenem  
Umfang D ienstbefreiung zu gewähren.

§5

Wahlvorstände

§2

Wahlgrundsätze

(1) Die V ertreter der M itgliedergruppen in den zentralen 
Kollegialorganen w erden in freier, gleicher und geheimer 
Wahl von der jeweiligen M itgliedergruppe und, soweit in 
dieser Wahlordnung nichts anderes bestimmt ist, nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl, die Vertreter der Mitglieder­
gruppen in den Fachbereichsräten sowie im Senat nach den 
Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl gewählt.

(1) Der Zentrale W ahlvorstand besteht aus je  einem  V ertreter 
der im K onvent vertretenen  Gruppen. Die M itglieder und 
für jedes Mitglied ein Stellvertreter sind vom Konventsvor­
stand zu wählen. Weder Mitglied noch S tellvertreter müssen 
dem K onvent angehören.
(2) Der Fachbereichsw ahlvorstand besteht aus je  einem 
Mitglied der im Fachbereich vertretenen G ruppen. Die 
M itglieder und ihre S tellvertreter werden jeweils von den' 
V ertretern ihrer G ruppe im Fachbereichsrat gewählt. Weder 
Mitglied noch S tellvertreter müssen dem Fachbereichsrat 
angehören.

(2) Liegt für eine Wahl nur ein zugelassener Wahlvorschlag vor, 
so wird diese Wahl nach den Grundsätzen der Persönlichkeits­
wahl durchgeführt.

§3

Allgem eine Bestimmungen

(1) Die in dieser W ahlordnung vorgesehenen Fristen enden 
jeweils um 17 Uhr des Ablauftages, sofern der W ahlvorstand 
bei direkten Wahlen im E invernehm en mit dem W ahlleiter 
nichts anderes bestim m t. Fällt der letzte Tag einer Frist auf 
einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so endet 
die Frist erst am nächsten Arbeitstag.
(2) „Arbeitstage“ sind die Werktage mit Ausnahme des 
Samstages.
(3) Bei Urnenwahl sind die Wahllokale an m indestens zwei 

nd höchstens vier aufeinanderfolgenden nicht vorlesungs­
freien Arbeitstagen in der Zeit von 9.00 bis 16.00 Uhr
offenzuhalten.

- II. Teil 

Direkte Wahlen

§4

Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind:

1 der Zentrale Wahlvorstand
2 die Fachbereichswahlvorstände und die Wahlvorstände in 

den Fällen des §30.
3. der Kanzler als Wahlleiter.

)er Zentrale W ahlvorstand und die Wahlvorstände der 
Bereiche sind solange im Amt, bis rechtzeitig vor der 
ten Wahl aller G ruppen zum K onvent oder zu den 
w e ic h srä te n  ein neuer W ahlvorstand berufen wird. Die 
ituierende Sitzung des neuen W ahlvorstandes beendet 
itigkeit des bisherigen.
)ie W ahlvorstände und der W ahlleiter können zur 
lung ihrer Aufgaben Hilfspersonal heranziehen (Wahl-

(3) Wählt eine G ruppe die von ihr in den Fachbereichsw ahl­
vorstand zu entsendenden  Mitglieder nicht oder nicht 
rechtzeitig, w erden die fehlenden M itglieder des W ahlvor­
standes und ihre S tellvertreter vom Zentralen W ahlvorstand 
benannt. Hierbei kann von der Gruppen- und Fachbereichszu­
gehörigkeit abgew ichen werden.

(4) Jeder W ahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Bei S tim m engleich­
heit entscheidet das vom jüngsten  Mitglied zu ziehende Los. 
Der Vorsitzende bestellt einen Schriftführer, der nicht 
Mitglied des W ahlvorstandes sein muß.

(5) Ein W ahlvorstand ist beschlußfähig, wenn m indestens die 
Hälfte der M itglieder des W ahlvorstandes anwesend sind. Der 
W ahlvorstand en tscheidet mit M ehrheit der Anwesenden. 
S tim m enthaltung und ungültige Stimmen gelten als Nein­
stim m en (§ 13 Abs. 2 HHG). Beschlüsse können auch im 
U m laufverfahren gefaßt werden (§ 13 Abs. 4 HHG). Der 
W ahlleiter ist zu den Sitzungen des Zentralen W ahlvorstandes 
einzuladen.
(6) Verhandlungen der Wahlvorstände und die Auszählung 
der S tim m en sind öffentlich, § 9 Abs. 1 und 4 des U niversitäts­
gesetzes in der Fassung vom 6. 6. 1978 (GVB1. I S. 348) ist 
entsprechend anzuw enden. Für die Auszählung der Stim m en 
kann die Ö ffentlichkeit nur ausgeschlossen werden, wenn die 
Ordnungsm äßigkeit der Auszählung gefährdet wird.

(7) Beschlüsse der W ahlvorstände sind durch Aushang oder 
auf andere Weise universitätsöffentlich bekanntzum achen.

(8) Soweit diese W ahlordnung oder die G rundordnung keine 
näheren Bestim m ungen treffen, ist § 13 Abs. 5 des HHG vom 
6. 6. 1978 (GVB1. I S. 319), entsprechend anzuwenden.

§6

Aufgaben der Wahlvorstände

(1) Die W ahlvorstände sind für die ordnungsgem äße 
V orbereitung und D urchführung der Wahlen verantw ortlich. 
Die Aufgaben des W ahlleiters bleiben unberührt.

(2) Der Zentrale W ahlvorstand beschließt bei Wahlen zum 
K onvent und zu den Fachbereichsräten, sofern die Wahlen 
gem einsam durchgeführt werden, unbeschadet der in Abs. 3
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geregelten Zuständigkeiten der Fachbereichswahlvorstände 
insbesondere über:
1 den W ahlterm in und den Term in zur E inreichung von 

V orschlagslisten sowie die Fristen zur Offenlegung des 
W ählerverzeichnisses,

2. die Prüfung, Zulassung und Bekanntm achung von Vor­
schlagslisten,

3. Berichtigung des W ählerverzeichnisses nach § 10,

4. die Feststellung des W ahlergebnisses und die Zuteilung 
der Sitze für die Konventswahl,

5. W ahlanfechtungen bei Wahlen zum Konvent.

Zu den Beschlüssen nach Ziffer 1 ist die Zustim m ung des 
W ahlleiters erforderlich. Dieser veröffentlicht die W ahlbe­
kanntm achung (§ 15 Abs. 2).
(3) Die W ahlvorstände der Fachbereiche beschließen bei 
W ahlen zu Fachbereichsräten, die gleichzeitig mit K onvents­
w ahlen durchgeführt werden, insbesondere über:

1 die Feststellung des W ahlergebnisses und Zuteilung der 
Sitze,

2. W ahlanfechtungen.

(4) ^ e i  W ahlen zu Fachbereichsräten, die nicht gleichzeitig 
W ahlen zum K onvent durchgeführt werden, werden 

die im Abs. 2 genannten Aufgaben des Zentralen W ahlvor­
standes von dem  W ahlvorstand des Fachbereichs en tspre­
chend w ahrgenom m en. Dies gilt auch für etwa erforderliche 
W ahlen im S inne des § 28.
(5) Bei den Wahlen der V ertreter der w issenschaftlichen und 
sonstigen M itarbeiter für die Direktorien der w issenschaft­
lichen und m edizinischen Zentren und Betriebseinheiteij (§§ 
27, 35 HUG) gilt §30.

§7

Aufgaben des W ahlleiters

m  Der W ahlleiter ist für die technische V orbereitung der 
W ahlen zu den Zentralen Organen der U niversität und zu den 

hbereichsräten  verantwortlich. Er sorgt insbesondere für 
aC p ruCk der W ahlbekanntm achung, die Erstellung der 

W ählerverzeichnisse, den Druck der S tim m zettel und 
. W ahlunterlagen sowie die Ü bersendung der

n ^fl-ah lun terlagen . Für diese Aufgaben steh t ihm das
ü n  t zur Verfügung. Er trägt dafür Sorge, daß eine 
WaÄ u n g  ^gs W ahlergebnisses gesondert für jeden  Fachbe- 

.. ^  die Bekanntgabe des vorläufigen Wahlergeb-
reicn   ̂ 7) bleibt davon unberührt. Er kann an den
niSSeS j or W ahlvorstände teilnehm en.Sitzungen der warn

_  1 „ cirh in der W ahrnehmung seiner Aufgaben ver-(2) Er kann  s i c h  j»*
tre ten  lassen.

§8

Wahlberechtigung 
(aktives Wahlrecht)

t t iv e  W ahlrecht kann nur in einem  Fachbereich
1) Das aKuvc
,usgeübt w erden.
2) Das aktive W ahlrecht haben

die Professoren im Sinne von § 39 HUG (W ählergruppe I).
. ,n tberuflich tätigen H ochschulassistenten im Sinne 

die hKa41PHUG wissenschaftlichen und künstlerischen Mit- 
von * 4 . c L n  von § 45 sowie L ehrkräfte für besondere 

S inne von 5 48 HUG (W ählergruppe II).

J c ,.iden ten , die im Sinne von § 36 HHG an der Universität 
'• d ' emS‘^ kul7ertsind (Wählergruppe III)

1 vn m lberuflich tätigen sonstigen M itarbeiter (Beamte, 
*■ ^ g e s t e m e ,  Arbeiter) im Sinne von § 4 Abs. I Nr. 7 HUG.

H ierunter fallen auch die in der Verwaltung der 
U niversität beschäftigeten B ediensteten mit Hochschulab­
schluß (Wählergruppe IV).

Als hauptberuflich gilt die Tätigkeit, die m indestens die Hälfte 
der tariflich oder dienstrechtlich vorgesehenen Arbeitszeit 
umfaßt. Wissenschaftliche Hilfskräfte mit Abschluß haben das 
aktive Wahlrecht nur dann, wenn ihre durchschnittliche Arbeits­
zeit m indestens die Hälfte der allgem einen tariflichen A rbeits­
zeit beträgt.

(3) Die bereits berufenen und bis zu ihrer E instellung mit der 
V ertretung ihrer künftigen Professorenstelle beauftragten 
Personen, die entpflichteten oder im Ruhestand befindlichen 
und mit der V ertretung ihrer bisherigen Stelle beauftragten 
Professoren üben das W ahlrecht in der Gruppe der 
Professoren aus.
(4) Mitglieder der G ruppen II und IV haben das Wahlrecht, 
soweit sie hauptberuflich an der U niversität tätig sind, auch 
dann, wenn ihre Tätigkeit auf einem privatrechtlichen Dienst- 
und Beschäftigungsverhältnis beruht (§ 33 Abs. 4 HUG).

(5) Wer in m ehreren der in Frage kom m enden W ählergrup­
pen (vgl. Abs. 2) wahlberechtigt wäre, übt sein W ahlrecht in 
der Gruppe aus, die in der vorgenannten Aufzählung durch 
die jeweils niedrigste Zahl gekennzeichnet ist. Jeder W ahlbe­
rechtigte hat nur eine Stimme.

(6) Das W ahlrecht bei direkten Wahlen (§ 1 Nr. 1) wird durch 
eine Beurlaubung nicht berührt.

(7) Die Fachbereichszugehörigkeit von S tudenten  bestim m t 
sich nach den Studienfächern. Der Ständige Ausschuß I be­
stim m t für jedes Studienfach die Fachbereichszugehörigkeit. 
Gehören S tudenten m ehreren Fachbereichen an, können sie 
bei der Im m atrikulation oder Rückm eldung erklären, in wel­
chem Fachbereich sie ihr W ahlrecht ausüben wollen.

Wird keine Erklärung abgegeben, so gilt eine vom Ständigen 
Ausschuß I erlassene Regelung für die autom atische Zuord­
nung der Fachbereichszugehörigkeit.

Der S tudent kann bei der Aufnahme oder bei der Rückm el­
dung im Rahmen der durch den Ständigen Ausschuß I zugelas­
senen Fachbereichszugehörigkeiten eine andere Fachbereichs­
zugehörigkeit wählen.
(8) Die bei w issenschaftlichen Zentren sowie bei Techni­
schen Betriebseinheiten der Universität beschäftigten wissen­
schaftlichen und künstlerischen M itarbeiter, Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben und sonstigen M itarbeiter gehören keinem 
Fachbereich an und nehm en daher an den Wahlen zu den 
Organen der Fachbereiche nicht teil.

§9

Wählbarkeit 
(passives Wahlrecht)

(1) Das passive Wahlrecht steht jedem  W ahlberechtigten nur 
in einem Fachbereich zu. § 8 Abs. 5 ist entsprechend 
anzuwenden. ,
(2) Wird ein beurlaubter W ahlberechtigter gewählt, ist § 28 
Abs. 3 entsprechend anzuwenden.

§ 10

Wählerverzeichnis

(1) Die Ausübung des W ahlrechtes setzt die Eintragung in das 
W ählerverzeichnis voraus (§ 16 HHG). Das W ählerverzeichnis 
ist entsprechend § 4 Abs. 2 HUG in vier W ählergruppen zu 
gliedern, die nach Fachbereichen und Zentralen Einrichtungen 
aufgeteilt werden.
(2) Fünf Wochen vor dem W ahltermin wird das W ählerver­
zeichnis geschlossen. Es muß an m indestens 5 Arbeitstagen vor 
der Schließung offengelegt sein. § 30 Abs. 6 b leibt unberührt.



(3) Jeder W ahlberechtigte übt das W ahlrecht in der Gruppe 
aus, in der er im W ählerverzeichnis eingetragen ist. Die E in­
tragung eines W ahlberechtigten der W ählergruppen I, II und 
IV (vgl. § 8 Abs. 2) in das W ählerverzeichnis findet von Amts 
wegen nich t m ehr statt, wenn seine Einstellung, Anstellung 
oder E rnennung nach dem letzten Tag der Rückm eldefrist für 
S tudenten  erfolgt.- Die E intragung eines S tudenten  in das 
W ählerverzeichnis findet von Amts wegen im Falle einer 
nachträglichen Im m atrikulation oder Rückm eldung nach Ab­
lauf des letzten Tages der allgemeinen Rückm eldefrist nicht 
m ehr statt. F indet eine Wahl später als acht Wochen nach dem 
Ende der Rückm eldefrist statt, so tritt an die Stelle der letzten 
Rückm eldefrist als Stichtag der acht Wochen vor dem Wahl­
term in liegende Tag. Nach dem in diesem Absatz genannten 
Zeitpunkt wird eine E intragung im W ählerverzeichnis bis zu 
dessen Schließung (Absatz 2) nur noch auf Antrag vorgenom ­
m en oder berichtigt.

Dies gilt n ich t für die bis zur Schließung vom Wahlleiter 
vorzunehm enden Berichtigungen offensichtlicher Fehler.

(4) Das W ählerverzeichnis muß durch Beschluß des Wahlvor­
standes neu eröffnet und zu dem vom Wahlvorstand zu 
bestim m enden Termin erneut geschlossen werden, wenn der 
W ahltermin verschoben oder die Wahl wiederholt wird. Von 
den t  risten nach Abs. 2 kann dabei abgewichen werden.

(5) Gegen die N ichteintragung oder die E intragung einer 
falschen Gruppenzugehörigkeit oder einer unrichtigen Fach­
bereichszugehörigkeit eines W ahlberechtigten in das Wähler­
verzeichnis kann von diesem während der Offenlegungsfrist 
schriftlich W iderspruch beim Wahlvorstand eingelegt werden. 
Eine Ä nderung der Option der S tudenten für einen Fachbe­
reich (§ 8 Abs. 7) ist dabei ausgeschlossen.

(6) Gegen unrichtige E intragungen im W ählerverzeichnis, 
insbesondere gegen die E intragung einer nicht w ahlberechtig­
ten Person, kann von jedem  W ahlberechtigten während der 
Offenlegungsfrist schriftlich W iderspruch beim Wahlvorstand 
eingelegt w erden. Der Eingetragene soll dazu gehört werden. 
Beschließt der W ahlvorstand die S treichung des Eingetrage­
nen aus dem  W ählerverzeichnis, ist dieser unverzüglich 
schriftlich (Einschreiben mit Rückschein) zu benachrichtigen. 
Er kann seinerseits binnen zwei Arbeitstagen nach Zugang der 
Benachrichtigung beim W ahlvorstand schriftlich oder zur 
N iederschrift W iderspruch einlegen.

(7) Nach Schließung des Wählerverzeichnisses bedarf die 
Berichtigung offensichtlicher Fehler, Unstimmigkeiten oder 
Schreibversehen eines Beschlusses des W ahlvorstandes.

§ 11

Verfahren zur Aufstellung des W ählerverzeichnisses

( 1 ) Der W ahlleiter entscheidet, in welcher Weise die 
E intragung in das W ählerverzeichnis für S tudenten  zu bew ir­
ken ist. Er kann dazu anordnen, daß die Form ulare bei der 
Im m atrikulation oder Rückm eldung entsprechend zu ergänzen 
sind. Soweit E ntscheidungen noch nach Bildung des W ahlvor­
standes zu treffen sind, ist dieser zu hören. Dies gilt auch für 
die B enachrichtigung der S tudenten  von ihrer Eintragung in 
das W ählerverzeichnis (§ 16 Abs. 4 HHG).

(2) Die E intragung der M itglieder der anderen Gruppen in 
das W ählerverzeichnis erfolgt aufgrund der in der U niversität 
vorhandenen Personalunterlagen. Die Benachrichtigungen 
können über die U niversitätseinrichtungen verteilt oder mit 
der Post übersandt werden.

(3) Das W ählerverzeichnis ist nach Fachbereichen und nach 
nich t fachbereichsgebundenen E inrichtungen zu gliedern. Es 
muß m indestens Name, Vornam e und G eburtstag des W ahlbe­
rechtigten sowie -  bei S tudenten  -  die M atrikelnum m er 
enthalten .

Zustellung an Wahlberechtigte

(1) Die Wahlorgane genügen der von ihnen zu fordernden Sorg­
falt, wenn sie W ahlbenachrichtigungen, W ahlunterlagen und 
sonstige individuelle Mitteilungen an W ahlberechtigte an die 
Anschrift absenden, die aus den in der Universität vorhandenen 
Personalunterlagen ersichtlich is t.

(2) Es ist Sache des Wahlberechtigten, die Verwaltung der 
Universität von Änderungen seiner Anschrift zu benach­
richtigen. Die Wahlorgane und ihre Hilfskräfte sind nicht 
verpflichtet, Nachforschungen zur E rm ittlung der richtigen 
A nschrift einzuleiten, falls Postsendungen als unzustellbar 
zurückkom m en.

§ 12

§ 13

Vorschlagslisten

(1) Jede Vorschlagsliste kann beliebig viele Bew erber 
enthalten. Die Reihenfolge der Bew erber muß aus der 
Vorschlagsliste ersichtlich sein. Bei K onventswahlen muß die 
Zahl der Bew erber au f einer Vorschlagsliste m indestens 50 
Prozent der von der Gruppe zu besetzenden Sitze betragen.

(2) Nach M öglichkeit soll für jeden Bewerber ein S tellvertre­
ter gew ählt w erden, der derselben W ählergruppe angehört und 
für dasselbe G rem ium  wählbar sein muß, zu dem  der 
Bew erber gew ählt wird. Der S tellvertreter hat auch dann nur 
eine S tim m e, w enn er für m ehr als ein G rem ium sm itglied 
gewählt ist. In den Fällen des § 12 Abs. 1 S. 1 HHG, §§ 24 Abs. 2 
S. 1, 27, 35 HUG ist eine Wahl von Stellvertretern in allen 
Gruppen unzulässig.
(3) Jede Vorschlagsliste ist durch eine Bezeichnung zu 
kennzeichnen, die nicht nur das Wort „L iste“ in V erbindung 
mit einer N um m er oder nur eine Nummer en thalten  darf. Die 
K ennzeichnung darf keine Irreführung hinsichtlich der 
Zugehörigkeit zu bestehenden hochschulpolitischen G ruppie­
rungen enthalten .
(4) In einer Vorschlagsliste können jeweils nur Bewerber und 
gegebenenfalls S tellvertreter aus einer W ählergruppe benann t 
werden. Bew erber und gegebenenfalls S tellvertreter, die in 
der jew eiligen Gruppe nicht wählbar sind, sind durch 
Beschluß des W ahlvorstandes von der Vorschlagsliste zu 
streichen.
(5) Die Vorschlagsliste muß den Namen des Bewerbers und 
gegebenenfalls des Stellvertreters, sein Geburtsdatum , seine 
P rivatanschrift und den Fachbereich oder die E inrichtung 
en thalten , in der er tätig ist oder studiert.

(6) Zusam m en m it der Vorschlagsliste sind die schriftlichen 
E inverständniserklärungen aller in ihr genannten  Bew erber 
und gegebenenfalls S tellvertreter zur K andidatur auf diesen 
W ahlvorschlag vorzulegen. Die Benennung eines Bewerbers 
und gegebenenfalls eines Stellvertreters ohne seine E inver­
ständniserk lärung  ist unwirksam.

(7) Ein B ew erber -  das gilt auch für einen S tellvertreter -  
darf nur au f einer Vorschlagsliste genannt w erden. Wird ein 
Bew erber bzw. ein S tellvertreter mit seinem  E inverständnis 
auf m ehreren L isten genannt, ist er durch Beschluß des Wahl­
vorstandes au f allen zu streichen.

(8) F ür jede Vorschlagsliste soll ein V ertrauensm ann unter 
Angabe seiner A nschrift und möglichst auch seines F ern ­
sprechanschlusses benann t werden. Falls keine besondere 
B enennung erfolgt, gilt der auf dem ersten  Platz der Vor­
schlagsliste genannte Bew erber als V ertrauensm ann des Wahl­
vorschlages. D er V ertrauensm ann ist zur Abgabe und zum 
Em pfang der E rklärungen gegenüber dem W ahlvorstand und 
dem W ahlleiter bevollm ächtigt. Die W ahlorgane können 
jedoch in allen Fällen auch unm ittelbare E rklärungen von den 
B ew erbern entgegennehm en und ihnen gegenüber abgeben
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§ 14

Prüfung der Vorschlagslisten

(1) Die Vorschlagslisten sind innerhalb der vom W ahlvor­
stand bestim m ten Frist (§ 6 Abs. 2 Nr. 1) beim  Wahlamt abzu­
geben. Das Wahlamt vermerkt auf jeder abgegebenen Vor­
schlagsliste Tag und Uhrzeit des Eingangs, prüft die V or­
schlagslisten auf ihre Ordnungsmäßigkeit und Vollständigkeit 
und weist gegebenenfalls auf Mängel hin. Bis zum Ablauf der 
nach §6 Abs. 2 Nr. 1 bestim m ten Frist können Vorschlags­
listen  zurückgenom m en, geändert oder ergänzt werden. Die 
M itglieder des W ahlvorstandes können während der D ienst­
stunden  beim  W ahlamt Einblick in die abgegebenen V or­
schlagslisten nehm en.
(2) Spätestens nach Ablauf der in § 6 Abs. 2 Nr. 1 genannten 
F ris t tritt der W ahlvorstand zusamm en, um die Vorschlags­
listen  zu prüfen und über ihre Zulassung zu entscheiden.

(3) W ahlvorschläge, die verspätet abgegeben sind, oder den 
durch  diese W ahlordnung aufgestellten Anforderungen nicht 
genügen, sind nicht zuzulassen.
4) Der W ahlvorstand benachrichtigt unverzüglich die V er­
trauensleu te der nicht zugelassenen W ahlvorschläge unter 
^ ^ b e  der Gründe, aus denen die Zulassung versagt wurde.

(5) Gegen die Nichtzulassung eines W ahlvorschlages kann 
b innen  dreier Arbeitstage W iderspruch beim  W ahlvorstand 
eingelegt werden. Die Frist beginnt m it der V erkündung der 
E ntscheidung  des W ahlvorstandes in der öffentlichen Sitzung.

(6) Die Absätze 4 und 5 gelten entsprechend, wenn der 
W ahlvorstand einzelne Bewerber von einer Vorschlagsliste 
streich t, diese im übrigen aber zuläßt.
(7) Die Reihenfolge der Listen auf den Stim m zetteln wird 
durch  das vom Vorsitzenden des W ahlvorstandes zu ziehende 
Los bestim m t.

§ 15

Benachrichtigung und Bekanntm achungen

Jeder W ahlberechtigte erhält die B enachrichtigung über 
. E intragung in das W ählerverzeichnis. Für S tudenten 

seine Ausgabe der Benachrichtigung über die Eintragung 
k a  h"  W ählerverzeichnisse mit der Bestätigung der Im m atri- ,  
iL p 'tio n  verbunden werden.
W ß  W ahlterm in, die Besonderheiten des W ahlverfahrens 

Der  ̂ Bekanntm achung von E ntscheidungen des 
und die ^  sind durch den Aushang einer gedruckten 
Wa!?!K°wanntmachung an geeigneten Stellen der U niversität 
W ahlbe bek anntzum achen. Außerdem sind die Bekannt- 
rechtzei ig Wahlamt offenzulegen. Die W ahlbekannt­
m achungen spätestens drei Wochen vor Schließung des
W ählerverzeichnisses ausgehängt werden.

§ 16

Aii«rpmeine Bestimmungen für die Durchführung 
AUg der Wahlen

, w ählen  zum Konvent und"zu den Fachbereichsräten
und Urnenwahl durchgeführt.

Wahlberechtigten sind die B riefw ahlunterlagen (Wahl- 
Allen tte i Wahlumschlag, W ahlbriefumschlag und
^ M e r k b l a t t  „A nleitung zur B rie fw a h n  zuzusenden.

35 . „ der V ersendung der W ahlunterlagen und dem
Ew isehe für den Eingang der W ahlbriefe muß eine Frist
von m indestens vierzehn Tagen liegen.

„nctiee Wahlen erteilt der W ahlvorstand auf Antrag 
Wahlscheine an d.ejenigen W ahlberechtigten, die von der

Briefwahl Gebrauch machen wollen. Die Briefwahlunterlagen 
werden dem W ahlberechtigten ausgehändigt bzw. rechtzeitig 
zugesandt. Der Antrag auf Aushändigung der B riefw ahlunter­
lagen muß spätestens vor Beginn der Urnenwahl, der Antrag 
auf Zusendung muß spätestens sieben Arbeitstage vor Ende 
der Wahl beim W ahlvorstand gestellt werden. Die Ausgabe 
von W ahlscheinen ist im W ählerverzeichnis zu verm erken.

§ 17

Ausgestaltung der Formulare

Die Stimmzettel für die einzelnen Wahlen unterscheiden sich 
jeweils farblich voneinander. Bei der Verhältniswahl sind auf 
dem Stim m zettel die Vorschlagslisten jeweils in der durch Los 
bestim m ten Reihenfolge (§ 14 Abs. 7) unter Angabe von 
Namen, Vornam en, gegebenenfalls Dienststellung, Fachbe­
reich oder E inrichtung der ersten sechs Bewerber aufzu­
führen. Bei der Persönlichkeitswahl und der personali­
sierten Verhältniswahl sind alle Bewerber mit den genannten 
Angaben auf dem Stim m zettel zu verm erken; ferner ist anzu­
geben, wie viele Stim m en der Wähler hat. Bei Listen, die mit 
einem  Kennw ort versehen sind, ist auch das Kennw ort 
anzugeben.
Form und Bedeutung der personalisierten Verhältniswahl sind 
zu erläutern.

§ 18

Verlust von Wahlunterlagen

(1) Verschriebene oder unbrauchbar gewordene Stimmzettel 
oder Wahlumschläge sind nur gegen Rückgabe zu ersetzen.

(2) W ahlscheine werden grundsätzlich n ich t ersetzt, 
Ausnahm en bedürfen eines Beschlusses des W ahlvorstandes.

§ 19

Stimmabgabe

(1) Die Stim m abgabe geschieht bei der V erhältnisw ahl durch 
Ankreuzen eines Wahlvorschlages (Liste) in dem  hierfür 
vorgesehenen Kreis.
(2) Bei der Persönlichkeitswahl und bei der personalisierten 
Verhältniswahl hat jeder Wähler so viele S tim m en wie Sitze zu 
besetzen sind. Dies Zahl ist auf dem Stim m zettel anzugeben.
(3) Bei der Persönlichkeitswahl kann jeder Wähler so viele 
Bewerber ankreuzen wie er Stimmen hat.
Bei der personalisierten Verhältniswahl hat jeder Wähler zwei 
Möglichkeiten der Stimmabgabe:
a) er kreuzt nur die Liste an und wählt dam it die Vorschlags­

liste in der vorgegebenen Reihenfolge;
b) er kreuzt nur einzelne Bewerber auf der Vorschlagsliste an. 

und gibt dam it nur diesen jeweils eine Stimme.

Bei gleichzeitiger Stim m abgabe nach a) und b) gilt die 
Stim m abgabe im Sinne von b). Wird die auf dem Stim m zettel 
angegebene Stim m enhöchstzahl überschritten, so gilt die 
S tim m abgabe im Sinne von a).
Es können nur Bewerber aus einer Liste angekreuzt werden. 

S tim m enhäufung ist unzulässig.

§20

Wahlhandlung bei Briefwahl

(1) Der W ahlberechtigte kennzeichnet persönlich und 
unbeobachtet seinen Stimmzettel, legt ihn in den W ahlum­
schlag und verschließt diesen. Er un terschreib t folgende 
Erklärung zur Briefwahl auf dem Wahlschein:
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Den beigefügten Stim m zettel habe ich persönlich gekenn­
zeichnet.

den

(Unterschrift des Wählers)

und legt diesen mit dem verschlossenen W ahlumschlag in den 
W ahlbriefumschlag, verschließt den W ahlbriefumschlag und 
übersendet den W ahlbrief durch die Bundespost innerhalb der 
festgesetzten Frist an die vorgedruckte Anschrift

(2) Bei Briefwahl gilt die Stim m abgabe als rechtzeitig erfolgt, 
w enn der W ahlbrief der vom Wahlvorstand bezeichneten 
Stelle bis zum Ablauf der vom W ahlvorstand festgesetzten Zeit 
zugegangen ist.
(3) Bei Wahlen gemäß § 16 Abs. 1 muß der W ahlvorstand bzw. 
m üssen die W ahlhelfer die Öffnung der Wahlbriefumschläge 
und die Vermerke des Eingangs im Wählerverzeichnis vor 
dem Zeitpunkt des Beginns der Urnenwahl abgeschlossen 
haben. In diesem Falle sind die Wahlumschläge ungeöffnet 
zusam m en m it den dazugehörigen W ahlscheinen zu ver­
wahren. Wird die Öffnung durch Wahlhelfer vorgenomm en, 
muß dabei ein Mitglied des W ahlvorstandes anwesend sein.

§ 21

Wahlhandlung bei Urnenwahl

(1) Der Wähler erhält bei Betreten des Wahllokals einen 
Stim m zettel und einen Wahlumschlag.
(2) Im W ahlraum müssen die vollständigen Vorschlagslisten 
ausgelegt sein.
(3) Der W ahlvorstand trifft Vörkehrungen, daß jeder Wähler 
den Stim m zettel im W ahlraum unbeobachtet kennzeichnen 
und in den W ahlumschlag legen kann. Für die Aufnahm e der 
Um schläge sind W ahlurnen zu verwenden. Vor Beginn der 
S tim m abgabe sind die W ahlurnen vom W ahlvorstand zu 
prüfen und zu verschließen. Sie müssen so eingerichtet sein, 
daß die Umschläge nur durch einen Spalt im Deckel eingew or­
fen w erden können.
(4) Solange der Wahlraum zur Stim m abgabe geöffnet ist, 
m üssen m indestens zwei M itglieder des W ahlvorstands, die 
verschiedenen G ruppen angehören sollen, im Wahlraum 
anw esend sein.
(5) Vor E inw urf der W ahlumschläge in die Urne ist festzustel­
len, ob der W ahlberechtigte in das W ählerverzeichnis eingetra­
gen ist. Zu diesem  Zweck ist ein am tlicher Ausweis mit L icht­
bild vorzulegen. Amtliche Ausweise im Sinne des Satzes 2 sind 
Personalausw eis, Reisepaß, Führerschein und Dienstausweis, 
S tudentenausw eis. Die W ahlbenachrichtigung soll m itge­
b rach t w erden. Der Wähler übergibt den W ahlumschlag dem 
m it der Entgegennahm e der Umschläge betrauten  Mitglied des 
W ahlvorstandes, das ihn in Gegenwart des Wählers ungeöffnet in 
die W ahlurne legt. Die Stimmabgabe ist im Wählerverzeichnis zu 
verm erken. Vorgelegte Wahlscheine sind einzubehalten und dem 
W ählerverzeichnis beizufügen.

iß) Wird die W ahlhandlung unterbrochen oder wird das 
W ahlergebnis nicht unm ittelbar nach Abschluß der Stimmab- 

h festgestellt, so hat der W ahlvorstand für die Zwischenzeit 
H W ahlurne so zu verschließen und aufzubewahren, daß der 
Einwurf oder die Entnahm e von Stimmzetteln ohne Beschädi­
gung des Verschlusses unmöglich ist.
m  B ei W ahlen gemäß § 16 Abs. 1 muß zwischen dem  
Briefw ahlschluß und dem Beginn der Urnenwahl m indestens 
ein A rbeitstag liegen.

Nach A blauf der für die D urchführung der W ahlhandlung 
r « l e t z t e n  Zeit dürfen nur noch die W ahlberecht.gen 
[bstU nm en. die sich zu diesem  Zeitpunkt im W ahlraum

befinden. Der Z utritt zum Wahlraum ist solange zu sperren, bis 
die anwesenden Wähler ihre Stimme abgegeben haben. 
Sodann erklärt der W ahlvorstand die W ahlhandlung für 
beendet.
(9) Über Zweifelsfragen, die sich bei der W ahlhandlung 
ergeben, entscheidet der Wahlvorstand.
(10) Der W ahlraum muß allen dort W ahlberechtigten w ährend 
der Dauer der W ahlhandlung zugänglich sein. Der W ahlvor­
stand ordnet bei A ndrang den Zutritt zum W ahlraum.

(11) Wird die D urchführung der Wahl verh indert oder derart 
gestört, daß Zweifel an dem ordnungsgem äßen Z ustandekom ­
men der Ergebnisse berechtigt sind, entscheidet der W ahlvor­
stand, wann die Wahl wiederholt wird.

§22

Wahlmaschinen

(1) Soweit das Wahlgeheimnis und die S icherheit der 
Feststellung des W ahlergebnisses nicht beein trächtig t werden, 
kann nach Beschluß des W ahlvorstandes die Stim m abgabe in 
einzelnen oder allen Stim m bezirken mit Hilfe von W ahl­
m aschinen erfolgen.
(2) In  diesem Fall bestim m t der W ahlvorstand das V erfahren 
im einzelnen un ter Beachtung der in dieser W ahlordnung 
niedergelegten G rundsätze im E invernehm en mit dem  W ahl­
leiter.

23

Briefwahlstimm en

(1) Nach Schluß der Wahl öffnen die M itglieder des W ahlvor­
standes die eingegangenen Wahlbriefe einzeln und en tnehm en 
ihnen den W ahlschein und den W ahlumschlag. § 20 Abs. 3 
bleibt unberührt.
(2) Wahlbriefe, bei denen der Wahlschein oder die E rklärung 
zur Briefwahl oder der Wahlumschlag fehlen, gelten n ich t als 
Stim m abgabe. Diese Unterlagen sind gesondert zu verw ahren.

(3) W ahlscheine und Wahlumschläge w erden gezählt, die 
W ahlscheine m it den Eintragungen im W ählerverzeichnis 
verglichen.
(4) Soweit sich Beanstandungen nicht ergeben, w erden 
W ahlscheine und W ahlumschläge getrennt. Die W ahlum ­
schläge sind ungeöffnet in die Urne zu werfen, dam it bei der 
Öffnung des W ahlumschlages Rückschlüsse auf den aus dem  
W ahlschein ersichtlichen Namen des W ahlberechtigten n ich t | 
gezogen w erden können.

§24

Auszählung

(1) Nach E inw urf der Wahlumschläge der Briefw ähler in die 
U rnen beginnt die Auszählung der abgegebenen Stim m en. Die 
W ahlurnen w erden geöffnet, die Zahl der in die U rnen einge-l 
legten W ahlumschläge wird m it der Zahl der vorliegenden! 
W ahlscheine und gegebenenfalls mit der nach dem  W ählerver-| 
zeichnis erm ittelten  Zahl der abgegebenen S tim m en | 
verglichen.
(2) Bei der V erhältnisw ahl sind die auf jede Vorschlagsliste 
entfallenden gültigen Stim m en zu erm itteln . Bei der P e rsö n J 
lichkeitswahl sind die auf jeden Bew erber en tfa llender 
gültigen S tim m en festzustellen. Bei der personalisierter 
V erhältnisw ahl sind -  jeweils getrennt -  sowohl die au f du 
V orschlagslisten als auch die auf die einzelnen B ew erber ir 
den V orschlagslisten entfallenden gültigen Stim m en zusam j 
m enzuzählen. H ierbei sind die für einzelne Bew erber eineij
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Liste abgegebenen Stimmen gleichzeitig als eine Stimme für 
diese Liste zu zählen.

(3) U ngültig sind Stimmzettel,
1. die n ich t in einem  am tlichen Wahlumschlag abgegeben 

sind,
2. d ie n ich t als am tlich erkennbar sind,
3. aus denen sich der Wille des Wählers nicht zweifelsfrei 

ergibt,
4. die einen Zusatz oder Vorbehalt enthalten,

5. bei denen Bewerber aus verschiedenen Listen angekreuzt 
sind.

(4) E n thä lt ein W ahlumschlag m ehr als einen ausgefüllten 
S tim m zettel, so wird hierfür eine ungültige Stim m e registriert. 
L eere W ahlumschläge gelten als ungültige Stimmabgabe.

(5) S tim m zettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der 
W ahlvorstand beschließt, weil sie zu Zweifeln Anlaß geben, 
sind m it fortlaufender Nummer zu versehen und von den 
übrigen Stim m zetteln gesondert bei den W ahlunterlagen 
aufzubew ahren.

§ 25

Feststellung des W ahlergebnisses

(1) Bei der Verhältniswahl und der personalisierten 
V erhältn isw ahl werden die auf die einzelnen Wahlvorschläge 
der G ruppe entfallenden Sitze nach dem Höchstzahlenverfahren 
(d’Hondt) zugeteilt. Liegen für die Zuteilung eines Sitzes in 
e iner G ruppe die gleichen Höchstzahlen (einschließlich aller 
D ezim alen) vor, so erfolgt die Zuteilung in der durch das vom 
V orsitzenden des W ahlvorstandes zu ziehende Los bestim m ten 
Reihenfolge. Ergeben sich im Falle des § 24 Abs. 2 Satz 1 HUG 
bei d er B erechnung der Zahl der Sitze Bruchzahlen, so ist § 24 
Abs. 2 Satz 2 HUG anzuwenden. Im  Falle des § 24 Abs. 2 HUG 
bestim m t sich die Zahl der zu w ählenden K andidaten nach der 
A nzahl der zum Zeitpunkt der Schließung des W ählerverzeich­
nisses besetzten  Professorenstellen. Ü bersteigt die Zahl der 
au f eine Vorschlagsliste entfallenden Sitze die Zahl der 
B ew erber, so bleiben die Sitze unbesetzt.

(2) Bei der Verhältniswahl w erden die Sitze innerhalb der 
L iste nach  Maßgabe der festgesetzten Reihenfolge zugeteilt. 
Bei d er Persönlichkeitsw ahl sowie bei der personalisierten 
V erhältn isw ahl geschieht dies nach der Reihenfolge der auf 
die einzelnen Bewerber entfallenden Stim m en. Erhellten 
r ^ f c e r e  Bew erber die gleiche Stim m enzahl, so entscheidet 
H T v r o m V orsitzenden des W ahlvorstandes zu ziehende Los. 
W 'rd bei der personalisierten V erhältnisw ahl nur die Liste 

' -ht aber einzelne Bewerber) angekreuzt, so erhalten so viele 
n̂l . _ beginnend mit Platz eins der Vorschlagsliste -  je

eine S tim m e, wie der Wähler S tim m en hat.

Sow eit bei Fachbereichsw ahlen eine Gruppe weniger als 
■ ben° M itglieder hat, gilt folgende Regelung: Übersteigt die 

sie ^ er zU besetzenden Sitze die Zahl der vorhandenen 
. P ersonen oder ist sie dieser gleich, so sind diese

Wahl M itglieder des Fachbereichsrates. Sind weniger 
°  .. zu besetzen als wählbare Personen vorhanden sind, 
^  tsch e id e t das vom Fachbereichsw ahlvorstand in öffentlicher 
Sitzung fü r jed en  Sitz zu ziehende Los.
4) E n tsendet eine Gruppe nur einen V ertreter in das 

w  • m gehört der S tellvertreter dem Gremium mit 
b e ra ten d e r S tim m e an (§ 15 Abs. 5 HHG).

Falle daß in einem  Fachbereich weniger als 7 
P rofessoren  tä tig  sind, ist §27 Abs. 1 S. 5 HUG sinngemäß

n zuw enden .
E rk lärungen , die W ahlbewerber oder G ruppierungen über 

W ahlbündnisse, L istenverbindungen o. ä. abgegeben haben, 
rd en  n ich t berücksichtigt. E ine Ü bertragung oder 

)elegation  von überhängenden S tim m en ist unzulässig.

(7) Das vorläufige Wahlergebnis ist unverzüglich 
bekanntzum achen (§ 5 Abs. 7). Die V ertrauensm änner sind 
durch den Vorsitzenden des W ahlvorstandes schriftlich zu 
benachrichtigen.

§ 26

Wahlniederschrift

(1) Über die Verhandlungen des W ahlvorstandes, seine 
Beschlüsse sowie über die W ahlhandlung sind N iederschriften 
zu fertigen. Sie werden jeweils vom Vorsitzenden des 
W ahlvorstandes und vom Schriftführer unterzeichnet.
(2) Die Wahlniederschriften sollen insbesondere den Gang der 
W ahlhandlung aufzeichnen und besondere Vorkom mnisse 
verm erken.

(3) Die Stimmzettel, Wahlscheine und sonstigen W ahlunter­
lagen sind nach der Feststellung des W ahlergebnisses zu 
bündeln und der Niederschrift des W ahlvorstandes bei­
zufügen.

(4) Die W ahlniederschriften für Wahlen zum K onvent und zu 
den Fachbereichsräten nebst Anlagen sind dem W ahlleiter zu 
übergeben. Er hat sie während der Amtszeit des K onvents und 
der Fachbereichsräte aufzubewahren und aufgrund dieser 
Unterlagen die ihm nach § 28 Abs. 1 und 2 und § 29 Abs. 1 und 
2 obliegenden Entscheidungen zu treffen.

(5) Die Unterlagen können vernichtet werden, sobald ein neu 
gewählter Konvent oder ein neu gewählter Fachbereichsrat 
erstm alig zusam m engetreten und über etwaige W ahlan­
fechtungen rechtskräftig entschieden ist.

§ 27

Wahlprüfung

(1) Wird vom Wahlleiter oder einem W ahlberechtigten 
geltend gemacht, daß bei der Wahl gegen zwingende V or­
schriften der Gesetze oder dieser W ahlordnung verstoßen sei 
und wird deshalb das Wahlergebnis angefochten, tr itt der 
W ahlvorstand in ein W ahlprüfungsverfahren ein. Der A ntrag 
dazu kann nur innerhalb von zehn Arbeitstagen nach der 
B ekanntm achung des Wahlergebnisses gemäß § 25 Abs. 7 
gestellt werden.

(2) Eine Anfechtung der Wahl mit der Begründung, daß ein 
W ahlberechtigter an der Ausübung seines W ahlrechts gehin­
dert gewesen sei, weil er nicht oder nicht mit der richtigen 
Gruppenzugehörigkeit in das W ählerverzeichnis eingetragen 
w urde, oder daß eine Person an der Wahl teilgenom m en habe, 
die zwar in das Wählerverzeichnis eingetragen, aber nicht 
w ahlberechtigt war, finden nur statt, wenn dieser G rund 
bereits gemäß § 10 geltend gem acht worden ist.

(3) Kommt der Wahlvorstand im W ahlprüfungsverfahren zu 
der Überzeugung, daß die von dem Antragsteller behaupteten 
Verstöße oder Formfehler das Ergebnis der Wahl beeinflußt 
haben, ordnet er eine W iederholungswahl für alle oder für 
einzelne Gruppen an. Die Entscheidung nach Satz 1 trifft der 
W ahlvorstand mit der M ehrheit seiner anwesenden Mitglieder. 
S tim m engleichheit ist als Ablehnung des Antrages zu w erten. 
Der Beschluß ist schriftlich zu begründen, mit einer R echts­
m ittelbelehrung zu versehen und dem A ntragsteller zuzu­
stellen (Postzustellungsurkunde).

(4) Für die Wiederholungswahl gelten -  sofern sie im gleichen 
Sem ester stattfindet -  die W ählerverzeichnisse und V or­
schlagslisten der zu wiederholenden Wahl.

(5) Nach Ablauf der in Abs. 1 Satz 2 genannten Frist, nach 
unanfechtbar gewordener Entscheidung im W ahlprüfungsver­
fahren oder nach Ablauf der W iederholungswahl gemäß Abs. 3 
ist das endgültige Wahlergebnis bekanntzum achen. Bei der 
K onventswahl ist außerdem zu einem  vom W ahlvorstand fest­
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zusetzenden Zeitpunkt das endgültige Wahlergebnis, aufge­
gliedert nach den einzelnen Fachbereichen, bekanntzugeben.

§28

nach, die erforderlich sind, um die im HUG bestim m te 
Zusam m ensetzung des Fachbereichsrates wieder zu erreichen. 
Die Feststellung trifft ebenfalls der Wahlleiter.

(3) Im übrigen ist § 28 entsprechend anzuwenden.

Nachrücken von W ahlbewerbern, Stellvertretung 
und Neuwahlen

(1) Beim Ausscheiden eines gewählten Mitglieds des 
K onvents oder Fachbereichsrates rück t -  sofern ein S tellver­
treter gewählt ist -  dieser nach. Wenn kein S tellvertreter 
gewählt wurde, stellt der W ahlleiter fest, wer anstelle des 
Ausgeschiedenen nachrückt. In beiden Fällen verständigt er 
schriftlich den Vorsitzenden des jeweiligen Gremiums und 
den N achrückenden. Dieser erlangt erst mit dem Zugang der 
M itteilung sein Mandat.
(2) Der R ücktritt eines gewählten Mitglieds wird erst mit 
E ingang seiner schriftlichen R ücktrittserklärung bei dem 
W ahlleiter wirksam. Diese Erklärung ist unwiderruflich. 
Andere Fälle des Ausscheidens insbesondere den Verlust der 
Gruppenzugehörigkeit, hat der W ahlleiter von Amts wegen 
festzustellen. Der Ausscheidende ist auch in diesen Fällen zu 
einer Anzeige verpflichtet.
(3) Soweit das M andat wegen einer längerfristigen B e­
urlaubung (z. B. § 44 Satz 2 HUG), A bordnung oder K rankheit 
ruht, rück t der S tellvertreter, wenn dieser fehlt, der L isten­
nachfolger oder -  bei Persönlichkeitsw ahl und personalisierter 
V erhältnisw ahl -  der Bew erber mit der nächsthöchsten S tim ­
menzahl für die Dauer der Beurlaubung usw. nach. Sein 
M andat endet, sobald die B eurlaubung usw. endet. Das Ruhen 
des M andats sowie der Beginn und das Ende des Nachrückens, 
w erden durch den W ahlleiter (Wahlamt) schriftlich festgestellt. 
Ein N achrücken findet nicht sta tt bei kurzfristiger V er­
hinderung (Dienstreisen, kürzere K rankheiten, Erholungs­
urlaub usw.). Ist ein S tellvertreter gewählt, so ist dieser vom 
M andatsträger mündlich oder schriftlich ohne Einschaltung des 
W ahlleiters (Wahlamt) -  zu beauftragen, vorübergehend das 
M andat w ahrzunehm en.
Bei einer den Zeitraum des dem  M andatsträger zustehenden 
Jahresurlaubs überschreitenden K rankheit kann der Wahl­
leiter -  au f Antrag -  das vorübergehende Ruhen des M andats 
mit der Folge des N achrückens nach Satz 1 anordnen.

(4) Sind auf einer Vorschlagsliste Bewerber, die nachrücken 
könnten, nicht mehr vorhanden, so bleiben die Sitze zunächst
unbesetzt.
(5) S ind alle Listen einer Gruppe erschöpft, finden für diese
G ruppe Neuwahlen statt. E ine Neuwahl findet nicht statt,

Hie Amtszeit der zu w ählenden Mitglieder eines wenn uie * ..
G rem ium s weniger als 6 M onate betragen wurde.

§ 29

Veränderungen der Mitgliederzahl 
der Fachbereichsräte

Sofern der Fachbereichsrat gemäß § 24 Abs. 2 HUG 
bildet wurde oder im Falle, daß bei Bildung gemäß §24 
n  3 HUG nicht alle für die Gruppe der Professoren vorge- 
S nen Sitze besetzt w erden können und somit die Zusam- 

etzung des Fachbereichsrates ebenfalls nach den 
undsätzen des §24 Abs. 2 HUG erfolgte, muß beim  
sc h e id e n  eines Professors die Zusam m ensetzung des 
. bereichsrates vom W ahlleiter neu bestim m t werden, 

gebenenfalls ruht die Mitgliedschaft eines oder m ehrerer 
rtreter der anderen G ruppen solange, bis die Zahl der 
besseren  die ursprüngliche Höhe wieder erreicht hat.

E rhöht sich bei den im Abs. 1 genannten Fällen die Zahl 
- Professoren im Fachbereichsrat -  ohne jedoch die in § 24 
. o HUG bezeichnete G renze zu überschreiten - , rucken die 
w erber aus den V orschlagslisten der anderen G ruppen

§30

Wahlen zu den Direktorien der wissenschaftlichen Zentren 
und Betriebseinheiten sowie der Medizinischen Zentren 

und Betriebseinheiten

Für die Wahlen des V ertreters bzw. der V ertreter der 
W ählergruppen II und IV (wissenschaftliche und sonstige 
M itarbeiter) zu den Direktorien der w issenschaftlichen 
Zentren und Betriebseinheiten, der w issenschaftlichen und 
M edizinischen Zentren und Betriebseinheiten sind die 
folgenden Grundsätze zu beachten:
(1) Für die D urchführung der Wanl wird ein W ahlvorstand 
gebildet, dem ein dem Direktorium angehörender Professor 
sowie je  ein Mitglied der W ählergruppen II und IV angehören. 
Für jedes Mitglied kann ein Stellvertreter gewählt werden.

(2) Der W ahlvorstand ist nur bei vonzannger A nw esenneit 
beschlußfähig. Aus seiner Mitte wählt er einen V orsitzenden. 
Über jede Sitzung ist eine N iederschrift zu fertigen.

(3) Der W ahlvorstand beschließt insbesondere über:

1. Prüfung, Zulassung und B ekanntm achung der W ahl­
vorschläge,

2. W idersprüche gegen das W ählerverzeichnis,

3. das vorläufige W ahlergebnis,

4. W ahlanfechtungen,

5. das endgültige W ahlergebnis.
Ferner veröffentlicht der W ahlvorstand drei W ochen vor der 
Wahl die W ahlbekanntm achung und ist verantw ortlich für 
eine ordnungsgem äße D urchführung der W ahlhandlung.

Der W ahlterm in wird vom Direktorium, bei der ersten  Wahl 
vom zuständigen Fachbereichsrat, bei der E inrichtung durch 
den P räsidenten  von diesem bestimm t.

(4) W ahlberechtigt ist in der jeweiligen G ruppe, wer zum 
Zeitpunkt der Schließung des W ählerverzeichnisses Mitglied 
des Zentrum s bzw. der B etriebseinheit ist.

Als Mitglieder gelten die Bediensteten, die ausschließlich dem  
Zentrum  bzw. der B etriebseinheit zugeordnet sind.

(5) Wählbar ist ein Gruppenm itglied, das zum Z eitpunkt der 
Schließung des W ählerverzeichnisses Mitglied des Zentrum s 
bzw. der B etriebseinheit ist.
m Fachbereich H um anm edizin ist nur wählbar, wer dem  
’achbereich im Zeitpunkt der Wahl ununterbrochen 6 M onate 
ngehört.
i) Der W ahlvorstand erstellt ein W ählerverzeichnis. Es ist 
om Tage der V eröffentlichung der W ahlbekanntm achung an 
eim V orsitzenden des W ahlvorstandes für die D auer einer 
loche offenzulegen. Jeder W ahlberechtigte erhält eine Wahl- 
enachrichtlgung. Anträge auf Berichtigung des V erzech- 
isses können bis zu dessen Schließung beim  W ahlvorstand 
ingereicht werden. Der Wahlvorstand beschließt innerhalb 
on 48 S tunden nach der Schließung über die A nträge und 
ierichtigt ggf. das Verzeichnis.
7) Jedes w ahlberechtigte G ruppenm itglied kann  bis 2 
Vochen vor dem  W ahlterm in einen W ahlvorschlag für die 
Vahl des V ertreters bzw. der V ertreter seiner Gruppe 
:inreichen. Dem W ahlvorschlag ist die schriftliche Einver- 
tändniserklärung des K andidaten bzw. der K andidaten  beizu- 
ügen. Unverzüglich nach Fristablauf prüft der W ahlvorstand 
lie W ahlvorschläge und entscheidet über ihre Zulassung. Die 
:ugelassenen W ahlvorschläge sind unverzüglich zu veröffent- 
ichen.
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(8) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
als U rnenw ahl durchgeführt. Wird nur eine Liste vorgelegt, 
findet Persönlichkeitsw ahl statt. § 16 Abs. 2 ist entsprechend 
anzuw enden. A uf § 12 Abs. 1 HHG wird hingewiesen, im 
übrigen ist § 25 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden.

(9) Innerhalb von 2 Arbeitstagen nach der Wahl können die 
W ahlberechtigten beim  W ahlvorstand schriftlich E inspruch 
gegen die Wahl einlegen. Der W ahlvorstand entscheidet hier­
über abschließend innerhalb einer Woche.

(10) Scheidet ein Direktorium sm itglied vorzeitig aus, so stellt 
der geschäftsführende Direktor in entsprechender A nwendung 
von § 28 fest, wer nachrückt. Ist die entsprechende Vor­
schlagsliste erschöpft, so erfolgt Nachwahl, sofern das Aus­
scheiden nich t später als 3 Monate vor dem Ende der 
regulären A m tszeit erfolgt.

(11) In Zweifelsfällen sind die Bestim m ungen dieser 
W ahlordnung für die Wahlen zum K onvent und zu den Fach­
bereichsräten sinngem äß anzuwenden.

(12) Sofern bei den vom Präsidenten errichteten wiss. 
Zentren und techn. Betriebseinheiten bereits genehmigte 
W ahlordnungen bestehen, behalten sie ihre Gültigkeit. Vor­
aussetzung hierfür ist jedoch, daß sie zu den unter (1) -  (11)

annten G rundsätzen nicht im W iderspruch stehen. 

III. Teil

Indirekte Wahlen

§31

BegTiff

Indirekete W ahlen sind Wahlen durch Gremien und Wahlen 
durch G ruppen in Grem ien (insbesondere § 1 Ziff. 2).

§32

(2) Jede Gruppe wählt in geheimer Wahl. Wenn kein Mitglied 
w iderspricht, ist auch Wahl durch Zuruf zugelassen. Briefwahl 
ist zulässig. Gewählt ist derjenige Bewerber, der die m eisten 
Stimmen, m indestens die der M ehrheit der anwesenden M it­
glieder auf sich vereint. Kommt in einer Gruppe keine 
M ehrheit zustande, so entscheidet die Wahl das vom Vor­
sitzenden des Gremium s zu ziehende Los.

(3) Soweit m ehrere V ertreter einer Gruppe zu wählen sind, 
werden sie nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in 
einem  einheitlichen W ahlverfahren (Gesamtwahl) gewählt. 
Dies gilt auch für die Wahl von V ertretern in m ehrere 
Ausschüsse. Dabei üben die Mitglieder einer Kandidatenliste 
jeweils in der Reihenfolge der ihnen zugefallenen Sitze das 
Recht des Zugriffs auf einen von V ertretern der G ruppe zu 
besetzenden freien Sitz aus.

(4) Die E inladung zur W ahlsitzung muß mindestens 1 Woche 
vorher versandt und durch Aushang bekanntgem acht werden.

(5) K andidaten können von jedem  Gremium smitglied der 
Gruppe vorgeschlagen werden. Verzichten alle G rem ium sm it­
glieder einer Gruppe auf ihr Besetzungsrecht, so bleiben deren 
Sitze unbesetzt.
(6) Soweit S tellvertretung zulässig- und vorgesehen ist, 
werden die S tändigen Stellvertreter in jeder Gruppe von den 
V ertretern derselben Liste vorgeschlagen, die das zu 
vertretende Mitglied bestim m t hat. Für die Wahl sind die 
Absätze 1 bis 5 entsprechend anzuwenden.

(7) Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds oder S tell­
vertreters schlagen für die dam it erforderliche Nachwahl die 
M itglieder derjenigen Liste in der Gruppe einen neuen 
K andidaten vor, der der Ausgeschiedene angehört hat.

§34

Außerkrafttretende Bestimmungen
(vollzogen)

Wahlen durch Gremien § 35

Bei W ahlen durch Grem ien sind folgende Grundsätze zu 
beachten:

W ahlvorstand ist die Sitzungsleitung. Das Ergebnis jeder 
W hl wird von ihr und mindesten einem weiteren Mitglied des 

■ rns erm ittelt und anschließend von der Sitzungsleitung 
GrGkündet Beschlußfähig ist ein Gremium, wenn m indestens 

^ p H ä l f t e  seiner M itglieder anwesend ist.

(2) Das Gremium w ählt in geheimer Wahl.
E inladung zur W ahlsitzung muß m indestens 1 Woche

(3) her versand t und durch Aushang bekanntgem acht werden.
, m ehrere K andidaten vorgeschlagen, wird über sie 

<4) • m abgestim m t. Gewählt ist, wer die M ehrheit der
gem einsa anw esenden G rem ium sm itglieder erhält, soweit 
S tim m en vorgeschrieben ist. F indet kein
gesctzlic erforderliche M ehrheit, so ist die Abstim m ung zu 
Kandl 3 , B leibt auch dieser Wahlgang ohne Erfolg, so 
w ieder o g tichw a}1i unter den 2 K andidaten statt, die im
findet eI"  j g die m eisten Stim m en auf sich vereinigen 
zweiten G ew ählt istj wer jn diesem oder einem folgenden
w ahlgang die M ehrheit der Stim m en der A nw esenden erhält.

33

Inkraftreten i)

Diese W ahlordnung tr itt mit der Veröffentlichung im A m ts­
blatt des Hessischen K ultusm inisters in Kraft.

1) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Wahlordnung in der 
ursprünglichen Fassung vom 24. Januar 1979.

54 Neufassung der Richtlinien
für die Staatliche Lehranstalt 

für Orthoptisten/Orthoptistinnen 
an der Justus-Liebig-Universität Gießen

Wahlen durch Gruppen in Gremien Erlaß vom 22. 2. 1980 -  VA 7.2 -  423/370 (1) -
., .„ „ » h ö rig e  einer Gruppe in einem  Grem ium  V ertreter 

ählen haben sind folgende G rundsätze zu beachten: 

r w  V orsitzende des Gremium s sorgt für die ordnungsge- 
D urchführung der Wahl.

H ierm it genehm ige ich die Richtlinien f ür , di e  Staatliche 
L ehranstalt für O rthoptisten/O rthoptistinnen an der Justus- 
L iebig-U niversität Gießen“
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